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Kurzbericht des Justizvollzugsbeauftragten 
des Landes Nordrhein-Westfalen – 

eine Bilanz für das Jahr 2017 und Aussichten 2018
Der vorliegende Kurzbericht will einen kompakten Überblick über die Tätigkeit des Justiz​vollzugsbeauftragten bieten. Gegenstand sind eine Auflistung der letztjährigen Ein​gaben, die Darstellung von Gesprächen, Veranstaltungen und Anstalts​besuchen sowie die konzep​tio​nellen Tätigkeiten. Am Ende werden mit knappen Erwägungen für das laufende Jahr 2018 geplante Aktivitäten skizziert.   
1) Eingabenbearbeitung durch den Justizvollzugsbeauftragten   

    im Jahre 2017

Allgemeiner Überblick

Im Jahr 2017 gingen insgesamt 328 Eingaben bei uns ein. Ein Vergleich der letzten Jahre ergibt sich aus folgender Abbildung:
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Abbildung 1: Vergleich der Eingangszahlen 2014 bis 2017

Im Vorjahresvergleich lässt sich ein geringfügiger Rückgang der Eingangszahlen um etwa 8 % feststellen. Neben dem überwiegenden Teil der Einzeleingaben erreichten den Justizvollzugsbeauftragten auch vier Sammeleingaben aus den Justizvollzugsanstalten Wuppertal-Vohwinkel, Bielefeld-Senne, Bielefeld-Brackwede und Geldern. In diesen Fällen hatte sich nach außen nur ein einzelner Gefangener stellvertretend an uns gewandt. Dieser trat dann aber jeweils als Interessenvertreter einer großen Zahl von Mitgefangenen auf. In Wuppertal-Vohwinkel hatten sich dem Einsender 18 Mitgefangene angeschlossen, in Bielefeld-Senne waren es 23, in Bielefeld-Brackwede 17 und in Geldern 25. Aus den Sammeleingaben hätte man leichter Hand auch einen Schwung sich vielfach ähnelnder und überschneidender Einzelanliegen „erzeugen“ können. In Abstimmung mit den jeweiligen „Wortführern“ erschien uns diese konstruierte Verfahrensweise aber nicht sachdienlich, zumal wir die Registrierung der Eingaben und deren Aufarbeitung nicht als Arbeitsnachweis verstehen, sondern vielmehr als Ausdruck und Ergebnis unserer Vermittlungsmöglichkeiten. Überdies ergaben sich aus den Sammeleingaben umfangreiche Listen von Beschwerde​aspekten, die im Bearbeitungsaufwand doch einer Vielzahl von Eingaben entsprachen.   

Verteilung nach Justizvollzugsanstalten
Der Aussagewert der Aufgliederung der Eingaben nach den jeweiligen Justizvollzugsanstalten ist zwar sehr begrenzt; die Information soll aber der Transparenz dienen. Im Regelfall können Rückschlüsse auf die Qualität der dortigen Arbeit weder in die eine noch in die andere Richtung gezogen werden. In der nachfolgenden Abbildung werden die Zahlen aus 2016 vergleichend aufgeführt:

Abbildung 2: Verteilung der Eingaben nach Einrichtungen
	EINRICHTUNG
	2016
	2017

	JVA Aachen
	11
	12

	JVA Attendorn
	8
	7

	JVA Bielefeld-Brackwede
	16
	14

	JVA Bielefeld-Senne
	19
	21

	JVA Bochum
	14
	17

	JVA Bochum-Langendreer
	1
	0

	JVA Castrop-Rauxel
	5
	2

	JVA Detmold
	5
	4

	JVA Dortmund
	7
	8

	JVA Duisburg-Hamborn
	2
	4

	JVA Düsseldorf
	19
	16

	JVA Essen
	11
	9

	JVA Euskirchen
	2
	3

	JVK Fröndenberg
	2
	2

	JVA Geldern
	11
	8

	JVA Gelsenkirchen
	32
	15

	SoThA Gelsenkirchen
	1
	1

	JVA Hagen
	15
	14

	JVA Hamm
	6
	2

	JVA Heinsberg
	7
	5

	JVA Herford
	5
	0

	JVA Hövelhof
	3
	6

	JVA Iserlohn
	7
	0

	JVA Kleve
	6
	2

	JVA Köln
	19
	27

	JVA Moers-Kapellen
	2
	1

	JVA Münster
	4
	1

	JVA Remscheid
	18
	20

	JVA Rheinbach
	9
	10

	JVA Schwerte
	10
	12

	JVA Siegburg
	2
	4

	JVA Werl
	29
	33

	JVA Willich I
	9
	13

	JVA Willich II
	15
	9

	JVA Wuppertal-Ronsdorf
	6
	2

	JVA Wuppertal-Vohwinkel
	7
	24

	alle JVAen betreffend
	6
	0

	keine JVA betreffend
	7
	0

	Gesamt
	358
	328


Die Ausdifferenzierung der Eingangszahlen sortiert nach den betreffenden Justiz​voll​zugsanstalten zeigt für das Jahr 2017 im Vergleich zum Vorjahr zwei Auffälligkeiten. Zum einen, dass sich die Anzahl der Eingaben aus der Justizvollzugsanstalt Gelsenkirchen um knapp 53 % verringert und zum anderen, dass sich jene aus der Justizvollzugsanstalt Köln um knapp 30 % erhöht hat. 

Personengruppen
Die Aufschlüsselung nach Personen und Gruppen der Eingebenden stellt sich wie folgt dar:

Abbildung 3: Personengruppen
	PERSONENGRUPPE 
	2016
	2017

	Bedienstete

	9
	6

	Personalrat
	0
	0

	Gefangene (offener Vollzug)
	35
	30

	Gefangene (geschlossener Vollzug)
	273
	259

	Gefangenenmitverantwortung 
	6
	9

	Angehörige
	7
	12

	Sonstige
	27
	11

	SV

Davon:

Erstkontakte

Anschlusskontakte

Kontakte nach Anstaltsbesuch

Weitere Daten:

Unzuständigkeit

Gesprächswunsch des Eingebenden


	1

240

113

5

17

32


	1

239

79

10

6

30


Auffällig ist, dass sich die Zahl der sog. Anschlusskontakte ganz deutlich von 113 in 2016 auf 79 im Jahr 2017 verringert hat, während die Anzahl der Erstkontakte praktisch unverändert geblieben ist (240 zu 239). Das spricht für eine zunehmende Befriedung durch unsere Vermittlungsarbeit, die nachfolgende Kontakte immer wieder überflüssig macht. Bemer​kenswert ist zugleich, dass sich Kontakte zu uns nach durchgeführten Anstalts​besuchen im Vergleich zum Vorjahr verdoppelt haben. Im Rahmen unserer Anstaltsbesuche führen wir regelmäßig Gespräche mit einzelnen Gefangenen und auch der Gefangenenvertretung. Nicht selten erreichen uns dann im Anschluss unseres Besuchs Schreiben der betreffenden Gefangenen, wonach sich einige ihrer Beschwerdeaspekte im Nachgang unseres Ver​mittlungsversuchs erledigt hätten. Auch dies bestätigt unserer Strategie, Begehren von Petenten und mögliche Konflikte zunehmend durch Vermittlung vor Ort eingrenzen zu wollen. 
Um den Zugang insbesondere auch von ausländischen Gefangenen (zu vgl. auch unten 3b) zu erleichtern, haben wir unseren Informationsflyer zur Funktion des Justizvollzugsbeauftragten soeben in mehreren Sprachen übersetzen lassen (Anlage). Da diese Gruppe etwa ein Drittel der gesamten Vollzugsklientel ausmacht, wird so voraussichtlich ein noch größerer Anteil der In​haftierten erreicht werden können. Der neue Flyer wird ab Mitte 2018 in den Justizvoll​zugsanstalten verteilt werden.
2) Auflistung weiterer Aktivitäten – Besuche, Gespräche, Veranstaltungen, Veröffentlichungen
	DATUM
	VERANSTALTUNGEN/

ANSTALTSBESUCHE
	BEMERKUNGEN

	
	
	

	19.01.2017
	Besuch der JVA Aachen

	Regulärer Anstaltsbesuch, intensive Diskussion mit der Anstaltsleitung

	14.02.2017
	Sitzung der Vollzugskommission des Rechtsausschusses in Düsseldorf

	

	03.03.2017
	Besprechung Minister Kutschaty m. d. Beiratsmitgliedern der Justizvollzugsanstalten in Recklinghausen

	

	21.03.2017
	Grußwort anlässlich der Bundestagung der Bundesarbeitsgemeinschaft für Straffälligenhilfe (BAG-S) in Bonn

	

	06./07.04. 2017
	Anstaltsleitertagung in Recklinghausen

	

	04.04.2017
	Besuch der JVA Wuppertal-Vohwinkel

	Regulärer Anstaltsbesuch

	25.-28.05.2017
	Strafrechtslehrertagung in Wien

	

	07.06.2017
	Amtseinführung in der JVA Dortmund

	Besuch anlässlich der Neubesetzung der An-staltsleitung

	19./20.06.2017
	22. Deutscher Präventionstag in Hannover

	

	21.062017
	Podiumsdiskussion in Aachen – Veran-staltungsreiche „Recht im Zentrum“

	„Hinter Gittern“ Was leisten Gefängnisse zum Schutz der Bürger?

	30.06.2017
	Abschlussveranstaltung für die Absolventen der JVS Wuppertal
	

	07./08.09.2017
	Anstaltsleitertagung in Recklinghausen

	

	14./15.09.2017
	30. Deutscher Jugendgerichtstag Berlin
	

	28./29.09.2017
	Tagung der Kriminologischen Gesellschaft in Münster

	

	29.09.2017
	Dienstbesprechung der Anstaltsärzte der Justizvollzugsanstalten in Duisburg 

	

	05.10.2017
	Besuch der JVA Hövelhof

	Regulärer Anstaltsbesuch; Besichtigung der Pflege-abteilung

	11.10.2017
	Vortrag anlässlich der Tagung der Psychologen des bayerischen Justizvollzugs zum „Umfang mit psychisch auffälligen Gefangenen“

	In der Bayerischen Justiz​vollzugsakademie in Straubing 

	17.10.2017
	Vortrag beim Bundeskongress „Strafvollzug und Justizverwaltung“ in Bonn

	Zur opferbezogenen Voll-zugsgestaltung

	19./20.10.2017
	Fachtagung der Kriminologischen Zentralstelle in Wiesbaden

	

	26.10.2017
	Besuch der JVA Attendorn

	

	02.11.2017
	Spatenstich der Sotha in Bochum

	

	20.11. 2017
	Amtseinführung in der JVA Kleve 

	Besuch anlässlich der Neubesetzung der Anstaltsleitung

	07. 12.2017
	Besuch der Justizvollzugsschule in Wuppertal

	Regulärer Anstaltsbesuch

	21.02.2018
	Besuch der JVA Dortmund
	Regulärer Anstaltsbesuch

	
	
	


	DATUM
	DISKUSSIONEN/

GESPRÄCHSPARTNER
	THEMATISCHER BEZUG

	
	
	

	20.01.2017
	Sitzung des Planungsbeirats des Kriminolo-gischen Dienstes
	Stand und Entwicklung der Projekte des Krimi-nologischen Dienstes

	
	
	

	02.02.2017
	Fachgespräch mit Vertretern eines Anstalts-beirates 
	Tätigkeit von Anstalts-beiräten

	
	
	

	06.02.2017
	Mitarbeiter der JVA Köln
	Frauen im Vollzug

	
	
	

	10.02.2017
	Repräsentanten der Nationalen Stelle zur Verhütung von Folter
	Diverse Themen, insbe-sondere psychisch auf-fällige Gefangene

	
	
	

	03.03.2017
	Gespräch mit Vertretern des medizinischen Fachreferates des Justizministeriums

	Psychisch auffällige Gefangene

	25.04.2017
	Vorstand der LAG der Psychologen
	Diverse vollzugliche Themen

	
	
	

	22.06.2017
	Gespräch mit den katholischen Anstalts-seelsorgern 
	Diverse vollzugliche Themen

	
	
	

	29.06.2017
	Besuch durch den Arbeitskreis Gasthörer- und Seniorenstudium zum Thema Strafvollzug – Projekt „Gewalt und Suizid“

	Einschlägige vollzugliche Themen

	18.10.2017
	Netzwerktreffen „Sotha“ in der JVA Schwerte

	Aktuelle Fragen zur Sozialtherapie

	22.11.2017
	Gespräch im JM bzgl. des Themas Frauenvollzug 

	Entwicklung des Rahmenkonzepts

	15.12.2017
	Netzwerktreffen „Kriminologie in NRW“ in Köln

	Einrichtung eines Netzwerks der Kriminologie-Professoren in NRW

	18.01.2018
	Gespräch mit den katholischen Anstalts-seelsorgern

	Diverse vollzugliche Themen

	07.02.2018
	Gespräch mit den evangelischen Anstalts-seelsorgern

	Diverse vollzugliche Themen

	22.02.2018
	Gespräch mit der LAG der Psychologinnen und Psychologen

	Diverse vollzugliche Themen

	16.03.2018
	Sitzung des Planungsbeirats des Kriminolo-gischen Dienstes
	Stand und Entwicklung der Projekte des Krimi-nologischen Dienstes


Veröffentlichungen:
Kubink, Opferbezogene Vollzugsgestaltung als kriminalpolitische Idee, in: Zeitschrift für Rechtspolitik 8/2017, S. 237-240

Kubink/Henningsmeier, Die Entwicklung der opferbezogenen Vollzugsgestaltung, in: Forum Strafvollzug 5/2017, S. 301-305
3) Konzeptionelle Themenschwerpunkte 2017
a) Gesundheitsfürsorge

Wir haben uns vertieft mit Fragen der Gesundheitsfürsorge befasst. Ausdruck dessen war die erstmalige Teilnahme des Justizvollzugsbeauftragten und seiner damaligen Referentin am Jahres​treffen der Anstaltsärzte am 29. September 2017 in Duisburg. Dort hat der Justizvollzugsbeauftragte u.a. einen Vortrag zur Vertrauensbeziehung von Anstaltsarzt und Gefangenem gehalten.

Des Weiteren ging es für uns um Fragen der Drogensubstitution. Ein dichter Informa​tions​austausch erfolgte insbesondere mit dem früheren Anstaltsarzt der JVA Köln (Dr. Riedel), dessen Erhebungen zur Methadonsubstitution näher diskutiert wurden. Im Zuge dessen bestärkte sich der Eindruck, dass der Vollzug mehr und mehr bei der Identifizierung neuer Drogen „hinterherhinkt“. Daher wird empfohlen, sich beim Nachweis neuer Drogen künftig stärker zu engagieren und offenbar vorhandene Kooperationsangebote seitens der Rechts​medizin zu ergreifen.

Zu den gesundheitsbezogenen Aktivitäten zählt auch die Reaktivierung und ggf. the​matische Erweiterung der Arbeitsgruppe „Umgang mit psychisch auffälligen Ge​fangenen“ um Fragen der Suizidprävention. Insoweit findet bereits eine Abstimmung mit Mitarbeitern des Ministeriums statt.

Im Lichte der Themensetzung hat der Justizvollzugsbeauftragte im Übrigen am 11. Oktober 2017 an der Bayerischen Justizvollzugsakademie in Straubing zum Thema „Umgang mit psy​chisch auffälligen Gefangenen – Befunde und konzeptionelle Ansätze“ vor sehr interessierten Vollzugspraktikern referiert.
b) Einbindung des Justizvollzugsbeauftragten in die Konzeptionierung des Frauenvoll​zuges

Der Justizvollzugsbeauftragte ist von Frau MR’in Echelmeyer in die Gespräche der Arbeitsgruppe zur Erstellung des Rahmenkonzepts für den Frauenvollzug eingebunden worden. Seitens des Justizvollzugsbeauftragten wurden insbesondere neue Konzepte aus dem internationalen Kon​text reflektiert, so z.B. das dänische Projekt „Haus Engelsborg“, welches eine gemeinsame Unterbringung von Kindern und nicht verurteilten Partnern der Gefangenen ermöglicht. Über​dies wurde die aktuelle Gesetzgebung in Schleswig-Holstein überprüft, die entsprechende Projektierungen nun auch dort erlauben dürfte.
c) Integration von Gefangenen mit Migrationshintergrund

Diesem Thema hat sich der Justizvollzugsbeauftragte insbesondere im Zuge der Betreuung einer Disser​tation mit entsprechendem Titel gewidmet. In diesem Rahmen ist eine Fragebogenerhebung in der Praxis vorgesehen, die über die örtlichen „Integrations​be​auf​trag​ten“ der einzelnen Anstalten abgewickelt werden soll. Zur näheren Abstimmung wir Prof. Kubink zeitnah auf die zuständigen Mitarbeiter des Ministeriums zukommen. Es wird um wohlwollende Unter​stüt​zung gebeten. 
Empfohlen wird eine konzeptionelle Vertiefung im Sinne weiter gehender Qualitätsstandards sowie eine Überprüfung bisheriger Maßnahmen und Entwicklungen – was sind die bisherigen Erfolge einer integrativen Vollzugsgestaltung und welche Probleme bestehen fort?

d) Kooperation von Strafvollzug und Strafgerichten

Im Hinblick auf Anzeichen für gewisse „Kooperationsstörungen“ zwischen der vollzuglichen Praxis und den Strafvollstreckungskammern im OLG-Bezirk Köln wurde – unter Einbindung der Präsidentin des Oberlandesgerichts – durch den Justizvollzugsbeauftragten ein von ihm zu moderierendes Treffen von zuständigen Richtern und Vollzugsmitarbeitern angeregt, um ungeklärte Fragen zu erörtern. Im Hintergrund standen Vorwürfe der wechselseitigen Einmischung in die jeweiligen Zuständigkeits​bereiche. Während seitens der vollzuglichen Praxis vereinzelt vorgetragen wurde, Entscheidungen der Strafvollstreckungskammern würden zu sehr in die originäre Verantwortung des Vollzuges „hineindirigieren“, wurde umgekehrt angemahnt, die gerichtlichen Vorgaben nicht oder unzureichend umzusetzen.

Der gemeinsame Besprechungstermin kam nicht zustande, da durch zahlreiche Einzel​gespräche seitens des Justizvollzugsbeauftragten „Befriedung“ erreicht werden konnte. Man teilte mit, weitere Detailfragen in örtlicher Abstimmung klären zu können. Wir bleiben in der Sache gesprächsbereit.     
e) Vollzug und Medien

Am 21. Juni 2017 hat der Justizvollzugsbeauftragte im Justizzentrum in Aachen im Rahmen des Gesprächszirkels „Recht im Zentrum“ die Veranstaltung „Hinter Gitter – was leisten Gefängnisse zum Schutz der Bürger“ ausgerichtet. An diesem Gesprächsabend wurde mit etwa 80 Bürgern auf der Grundlage von Eingangsstatements von Wissenschaftlern (Prof. Verrel, Universität Bonn, Prof. Kubink) und Praktikern über den gesellschaftlichen Nutzwert des Justizvollzuges diskutiert. Die Veranstaltung belegte eindrücklich das gesellschaftliche Informationsinteresse und zugleich auch die Notwendigkeit, Fehlvorstellungen über die Vollzugsrealität klarstellen zu müssen.  

Aus hiesiger Sicht handelt es sich bei dem Thema „Vollzug und Öffentlichkeit“ um einen sehr wesentlichen Gesichtspunkt für den Erfolg eines modern ausgerichteten Strafvollzuges. Dieser muss die Bevölkerung durch eine hinreichende Transparenz mitnehmen und sollte durch eine aktive Medienarbeit den verzerrten Wirklichkeiten, die uns Medienberichte immer wieder vermitteln, entgegenwirken. Denn nach dem Motto „only bad news are good news“ befassen sich (bestimmte) Medien zumeist nur dann mit Geschehnissen im Strafvollzug, wenn irgend​etwas „schiefläuft“ (Ausbrüche, Suizide, bauliche Mängel) und skandalisiert werden kann. Dahinter ste​hen öffentlich symbolisierte Sicherheitsvorstellungen, die am Ende das Reso​zialisierungsziel erheblich eingrenzen. Diesen Kreislauf der Selbstverunsicherung und der damit verbundenen fachlichen Selbstbeschränkung sollte das Vollzugs​system in eigener Regie zu durchbrechen versuchen. 

Hinweis: Prof. Kubink hat gerade erst das Dissertationsthema „Strafvollzug und Öffent​lichkeit“ vergeben.   

f) KuK und Table 
Verschiedene Gespräche mit der Leitung der Justizvollzugsschule in Wuppertal-Ronsdorf wurden vor allem unter zwei Gesichtspunkten geführt: Zum einen geht es um einen nachhaltigen Transfer der Lerninhalte in die Praxis. Zum anderen sollten diese Inhalte verstärkt an Aspekten der Berufsethik ausgerichtet sein. In erster Hinsicht wurde deutlich, dass das Kooperationsprogramm „Table“ zwischen Vollzugsschule und Praxis zeitweise nur unzureichend angenommen wurde, da die Praxis sich offenbar bevormundet gefühlt hat. Aufgrund dieser Kritiken sei auch die Kooperationspflicht der Praxis in diesem Kontext im Erlasswege reduziert worden. Mittlerweile seien die „Störungen“ durch Einbindung der Personalvertretungen allerdings weitgehend wieder beseitigt worden.
Zweitens würden berufsethische Unterweisungen im Kontext der Unterrichtseinheit „Kom​mu​nikation und Konfliktmanagement“ (KuK) nur bedingt angenommen. Zahlreiche Schüler seien in erster Linie an der Ausbildung hinsichtlich Sicherheits- und (Selbst-)Schutz​kompetenzen interessiert, während der im weitesten Sinne behandlerische Umgang mit der Vollzugsklientel für manche Anwärter eher zweitrangig erscheine. Auch habe man sich bei der Ausgestaltung von KuK noch nicht näher mit den „Integrationsbeauftragten“ aus den Anstalten abgestimmt. Die für das Jahr 2019 vorgesehene Evaluation der Unterrichtseinheit KuK wird vom Justizvollzugsbeauftragten sehr interessiert erwartet.

Angeregt wird, KuK auf der Grundlage der Evaluationsergebnisse ggf. nachzujustieren, insbesondere hinsichtlich Fragen im Umgang mit ausländischen Gefangenen. Darüber hinaus wird empfohlen, die Kooperation von Justizvollzugsschule und Praxis künftig weiter genau im Blick zu behalten, da hier die Grundausrichtung des gesamten Vollzugspersonals maßgeblich mitbestimmt wird. Dies ist von hoher Systemrelevanz.
g) Opferbezogene Vollzugsgestaltung

Im Rahmen von zwei – inhaltlich ähnlichen – Veröffentlichungen hat sich der Justizvollzugs​beauftragte  kritisch mit dem Stand der opferbezogenen Vollzugsgestaltung in NRW (zu vgl. § 7 StVollzG NRW) befasst (zu den Quellen siehe unter 2). Die Bilanz fällt eher ernüchternd aus. Zum einen werden aus der Praxis zu wenige Informationen zur Verfügung gestellt, um eine seriöse Einschätzung des Sachstands überhaupt vornehmen zu können. Zum anderen bezeugen die dürftigen vorhandenen Informationen, dass sich die Programmatik in der Praxis bisher kaum durchsetzen konnte. So werden beispielsweise die Ansprechpartner für Opferbelange insbesondere bei der Gewährung von Opferinformationsansprüchen gemäß § 116 StVollzG NRW nach hiesigen Erkenntnissen allenfalls selten einmal kontaktiert. Hier scheint es noch zahlreiche Koordinationsprobleme über die Grenzen der einzelnen Anstalten hinaus zu geben – vor allem, weil Opfer oft gar nicht wissen, an welche Anstalt sie sich wenden müssen.

Es wird empfohlen, die Programmatik der opferbezogenen Vollzugsgestaltung in NRW zu überprüfen bzw. zu evaluieren und die Tätigkeit der Ansprechpartner besser zu koordinieren.   
Demnächst stehen überdies Gespräche mit der neuen Opferbeauftragten des Landes Nordrhein-Westfalen an.

4) Planung 2018

Unter Beachtung der Aufgabenbeschreibung gemäß Punkt 3 der neuen AV vom 06.11.2017 werden nunmehr vor allem Themen reflektiert, die sich entweder aus den Begehren von Einsendern ergeben, die in Gesprächen mit Anstaltsleitungen/Bediensteten an uns herangetragen werden oder die aus der eigenen Sicht des Justizvollzugsbeauftragten im Sinne einer seriösen Beratung des Auftraggebers von erheblicher Bedeutung sind.
a) Fortschreibung der unter 3) dargestellten Themen

b) Veranstaltung zur Weiterentwicklung des offenen Justizvollzugs in Köln
Mit einem Anteil von mehr als einem Viertel aller Haftplätze ist der offene Vollzug in Nordrhein-Westfalen ein bundes​weites Vorreitermodell. Diesen Standortvorteil gilt es zu sichern und weiter​zuentwickeln. 

Der Justizvollzugsbeauftragte möchte sich an diesem Gestaltungsprozess beteiligen, indem er im November 2018 zu einer Fachveranstaltung an der Universität zu Köln einlädt (vgl. dazu näher das anliegende Tagungsprogramm). Vorläufig reserviert wurde der Neue Senatssaal für den 8. und den 15. November 2018. Die Veranstaltung soll einen Erfahrungs​austausch zwi​schen Praktikern des offenen Justizvollzuges ermöglichen, der begleitet wird von Ein​schät​zungen seitens anerkannter Vollzugsforscher (angefragt Prof. Dünkel, Universität Greifswald; Prof. Verrel Universität Bonn). Die inhaltliche Ausrichtung sowie die konkrete Themenwahl sind mit den Referenten bereits abgestimmt. Eine Mitwirkung des Ministeriums wird als fachlich sinnvoll und förderlich erachtet. Ein Grußwort auf Leitungsebene sowie ein Unterstützungs​schreiben der Fachabteilung würden die Akzeptanz der Veranstaltung sicherlich fördern. Sollte das Ministerium selbst an einem Fachbeitrag interessiert sein, wäre sicher auch dies darstellbar.
c) Fortschreibung der Arbeitsgruppe „Umgang mit psychisch auffälligen Gefangenen“ (zu vgl. 3a)

Wie zuvor bereits dargelegt, wird der Justizvollzugsbeauftragte die Tätigkeit der von ihm geleiteten Arbeitsgruppe in Abstimmung mit der von Frau LMR’in Ströttchen geleiteten Projektgruppe fortsetzen. Unter Nutzung der Expertise der bisherigen Arbeitsgruppe (ggf. in teilweise neuer Besetzung) soll u.a. über das Projekt PIB (Psychiatrisch Intensivierte Behandlung) sowie über Fragen der Suizidprävention nachgedacht werden. Nach Auskunft von Frau LMR’in Ströttchen könne nach dortigem Zeitplan die neu aufgestellte Arbeits​gruppe im Herbst 2018 erstmals tagen.
d) Fragen der Arrestvollzugsgestaltung – insbesondere zur Gestaltung des sog. Warnarrestes gemäß § 16a JGG
Wie im Bericht des Kriminologischen Dienstes „Jugendarrest in Nordrhein-Westfalen“ (2017) näher dargelegt, sind noch zahlreiche Fragen der Gestaltung des Jugendarrestes auf der Grundlage der Agenda des Arrestvollzugsgesetzes aus dem Jahre 2013 zu beantworten. Insbesondere interessieren den Justizvollzugsbeauftragten die Besonderheiten des sog. Warnarrestes gemäß § 16a JGG. Zu fragen ist, inwieweit die Anforderungen dieser aus anfänglichem Jugendarrest und anschließender Bewährungssituation zusammengesetzten Sanktion auf vollzuglicher Ebene bereits erfüllt werden oder welche Bereiche noch unzureichend reflektiert sind. Dazu bietet überdies der gemeinsame Forschungsbericht des Kriminologischen Forschungsinstituts Niedersachsen und der Universität Kassel (2016) eine wesentliche Erkenntnisgrundlage.   
e) Übernahme der Herausgeberschaft einer vollzuglichen Schriftenreihe
Der Justizvollzugsbeauftragte hat das Angebot des Wissenschaftsverlages LIT (aus Münster) angenommen, für den Verlag eine neue Schriftenreihe zum Strafvollzug als Herausgeber zu gestalten und zu betreuen. Der (noch vorläufige) Titel der Reihe lautet: „Herausforderungen des Strafvollzugs in Deutschland und Europa“. Dort sollen Dissertationen, aber auch Praxisberichte wie ebenso essayartige Problembetrachtungen eingestellt werden. 
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